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Die weltweite Entwicklung hin zu mehr Protektionismus, eine unsichere Sicherheitslage in der 
Welt, die Störungen des freien Welthandels sowie die damit einhergehende Erodierung von  
gewohnten Rahmenbedingungen beeinflussen vor allem die Zinsen und somit die finanziellen 
Rahmenbedingungen. Zudem zeigen Sie deutlich den Reformstau für die staatlichen Haushalte, 
die sozialen Sicherungssysteme und das Investitionsklima in Deutschland auf.  

Auch wenn die Energiekosten in 2025 weiter gesunken sind, stabilisieren sie sich vor allem durch 
staatliche Eingriffe und Aufschläge auf hohem Niveau. Die Lohnsteigerungen – vielfach hervor-
gerufen durch die gesetzlichen Anpassungen des Mindestlohns und hohe Tarifabschlüsse – in 
allen Gewerken führen zu wesentlichen Erhöhungen auch der Nebenkosten für die Wohnungs-
nutzenden. Vor allem die Gaskosten für das Jahr 2027 werden durch den in 2026 begonnenen 
Irankrieg zu einer deutlichen Kostensteigerung bei der Gasversorgung führen.  

Die Mieten haben sich im vergangenen Jahr bei unserer Genossenschaft durch eine erstmals  
seit 2017 durchgeführte generelle Anhebung der Bestandsmieten moderat entwickelt. Auch in 
Zukunft müssen steigende Kosten und die Maßnahmen des Klimapfades zu weiteren mode- 
raten Erhöhungen der Mieten im Bestand führen. Belastungsgrenzen der Wohnungsnutzenden 
werden dabei vielfach schon jetzt erreicht.  

Die Fluktuations- sowie Leerstandsquoten bewegen sich weiterhin auf einem niedrigen Niveau. 

Die Nachfrage nach Gewerbe und vor allem Büroraum ist weiterhin verhalten. Gerade im Gewerbe-
bereich ist daher der Zahlungsfluss der Mietzahlungen ständig zu beobachten, um zeitnah Maß-
nahmen zu ergreifen. Mietsteigerungen lassen sich hier auf breiter Front ohne Leerstandsrisiko 
kaum noch durchsetzen. Eine größere Anzahl von Leerständen bei Wohnungen erwarten wir auf-
grund der stabilen Wohnungsnachfrage in Köln nicht.  

Die Auslastung von Firmen für unsere Bau- und Modernisierungsarbeiten zeigt ein gewerkebezogen 
differenziertes Bild. Die Bau-/Leerstandszeiten sind somit von Baustelle zu Baustelle unterschied-
lich. Es bleibt eine Chance durch Standardisierungen und (digitale) Prozessanpassungen insbeson- 

Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung

Unser Risikomanagementsystem basiert auf dem übergreifenden und abteilungsinternen  
Controlling. 

Dieses Controlling ist ein auf die Größe und Risikostruktur abgestimmtes Informationssystem 
zur Steuerung und frühzeitigen Identifizierung latenter Gefahren Risiken und Chancen. 

Dabei werden als externe Beobachtungsbereiche insbesondere die Entwicklung des Wohnungs-
marktes und des Kapitalmarktes in die Betrachtung einbezogen. Im Vordergrund steht dabei 
das Bestreben, Veränderungen rechtzeitig zu erkennen, damit durch geeignete Maßnahmen 
wesentliche negative Einflüsse auf die Unternehmensentwicklung abgewendet werden können. 
Durch Quartalsberichte werden laufende Analysen vorgenommen und dem Aufsichtsrat be-
richtet. Weiterhin wird ein besonderes Augenmerk auf die Mietrückstandsbetrachtung gelegt. 

Eine kontinuierliche Weiterentwicklung der Datenstrukturen des Unternehmens sichern die 
Grundlagen für die weitere Investitionstätigkeit und die Erfüllung und Fortschreibung des 
Klimapfades. Zudem sichert die kontinuierliche Datenpflege eine Basis für die Weiterentwick-
lung des Berichtswesens und der Frühwarnsysteme.  

RISIKOBERICHT

Risikomanagement

dere die Leerstandszeiten bei Wohnungsmodernisierungen zu reduzieren. Mit einer gezielten 
Erweiterung des Firmen-Pools, dem weiteren Abschluss von Rahmenvereinbarungen und einer 
verstärkten Digitalisierung von Prozessabläufen arbeiten wir damit diesen Bau-/ Leerstandszeiten 
entgegen. 

Der deutliche Anstieg der durchschnittlichen Instandhaltungskosten und die Investitionen in den 
Bestand zeigen die Notwendigkeit die Kosten in diesem Bereich mit den ergriffenen Maßnahmen 
zu senken oder zumindest zu stabilisieren.  Dabei spielt auch eine Rolle, dass zu den erheblichen 
Investitionen in die Klimatransformation gleichzeitig erhebliche Instandhaltungsbedarfe geplant 
und ungeplant auftreten. Insbesondere der planmäßige Austausch von bereits bestehenden Heiz-
anlagen am Ende ihrer technischen Lebensdauer helfen zwar unsere Klimabilanz zu verbessern,  
es werden jedoch bei jeder Maßnahme noch eine Vielzahl weiterer Schäden erstmals zusätzlich 
entdeckt.  

Die Genossenschaft möchte daher Ihre Energieautarkie und die zunehmende Umstellung auf 
Wärmepumpen nutzen und prüft die Einführung von Mieterstromprojekten. Diese können sowohl 
die Stromkosten für die Wohnungsnutzenden stabilisieren als auch die Einnahmen der Genossen-
schaft steigern.  

Die zukünftigen Investitionen für den klimagerechten Bestandsumbau werden aber ohne zusätz-
liche Kreditaufnahmen nicht durchgeführt werden können. Steigende Kreditzinsen werden und 
tun es bereits, Baumaßnahmen zusätzlich verteuern. Staatliche Zuschüsse werden zwar soweit 
möglich genutzt und eigene Kompetenz in diesem Bereich ausgebaut, allerdings werden die staat-
lichen Förderungen zunehmend zurückgefahren oder auf besondere Sachverhalte fokussiert. 
Entsprechend steigen unsere Zinsaufwendungen. Tagesgeldanlagen, die ein kleines Äquivalent 
zu den steigenden Zinsen bieten, verharren hingegen auf niedrigem Niveau. Auch hier führt der 
Irankrieg mittelfristig zu einer Erhöhung des Zinsniveaus in Europa und Deutschland.  

Die Verwaltungskosten werden weiterhin steigen, da einerseits mit höheren Tarifabschlüssen ge-
rechnet und andererseits der Personalbedarf durch steigende Anforderungen – gerade zum Beis-
piel hinsichtlich der Klimastrategie – zunehmen wird. Zudem sind und werden die Anforderungen 
an die Digitalisierung der Arbeitsumgebung sowie der Cybersicherheit weiter steigen und ständige 
Aktualisierungen erfordern. Der zunehmende Trend zu Lizenzbezogenen-Abonnements und 
Cloudmodellen der Softwareanbieter führen auch hier zu Kostensteigerungen. 

Die Genossenschaft wurde auf einem Grundstücksareal zu einer dauerhaften Beobachtung von 
Altlasten öffentlich-rechtlich verpflichtet. Dafür wurde bereits in 2015 eine Untersuchungsstudie 
erstellt und laufend aktualisiert. Im Jahresabschluss findet sich eine entsprechende Rückstellung 
(siehe auch Hinweis im Anhang unter B. Passiva). 

Im Jahr 2025 konnten entgegen der Planung nicht so viele Maßnahmen des Klimafades begonnen 
werden, wie geplant. Gründe hierfür waren vor allem fehlende Baugenehmigungs- und Kapazitäts-
engpässen sowohl bei Firmen als auch interne. Die Investitionen werden sich somit in die kom-
menden Jahre verschieben. Dabei wollen wir die bereits in der Vergangenheit begonnene Strategie, 
gesamte Blöcke energetisch zu sanieren, hin zu einer größtmöglichen CO2-Einsparung fortsetzen. 
Dies hat vor allem finanzielle Gründe, da so die Mietstrukturen, als auch die Investitionskosten  
in einem leistbaren Rahmen gehalten werden können. Zudem können die Aufwendungen für den 
Verbrauch fossiler Brennstoffe und die Kosten des CO2-Verbauchs gesenkt werden. 

Dem Abfluss von Mitgliedereinlagen z.B. durch Sterbefälle wirkt die Aufnahme von jüngeren  
Mitgliedern aktiv entgegen. Durch Verschlechterung der Jahresergebnisse in Folge der Aufwendun-
gen und Investitionen für den Klimapfad, könnte sich zudem die Dividendenzahlung verringern. 
Dadurch könnten vermehrt Mitgliedsanteile zusätzlich gekündigt werden. 

              LAGEBERICHT
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Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen
Die Bewertung der immateriellen Vermögensgegenstände und der Sachanlagen erfolgt zu An-
schaffungs- bzw. Herstellungskosten abzüglich Abschreibung.

Zugänge 
Für Sachanlagezugänge in 2025 sind als Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten Fremdkosten 
aktiviert. Nachträgliche Herstellungskosten wurden gem. § 255 Abs. 2 Satz 1 HGB aktiviert. Die Eigen-
leistungen sind zu Vollkosten bewertet, das Wahlrecht des § 255 Abs. 2 HGB wurde wertansatzmäßig 
nicht ausgeübt.  

Abschreibungen 
Altbauten, Wiederaufbauten und Neubauten (Wohngebäude) werden unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Nutzungsdauer planmäßig linear mit 2 % jährlich von den Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten bzw. den DM-Eröffnungsbilanzwerten abgeschrieben. Die Objekte des 
Neubaugebiets Vorgebirgsgärten, des Kindergartens Neuenhöfer Allee 35 sowie dem Objekt „an-
ton + elisabeth“ werden abweichend mit 1,5 % abgeschrieben. Nachträgliche Herstellungskosten 
und Kosten des Ausbaus von Dachgeschossen zu Wohnzwecken werden ab Zugang ebenfalls mit 
2 % abgeschrieben. Garagengebäude und separate Gara-gen werden mit 4 % jährlich abge-
schrieben. Immaterielle Vermögensgegenstände, Maschinen und Gegenstände der Betriebs- 
und Geschäftsausstattung werden mit Sätzen zwischen 7 % und 33 % der Anschaffungskosten 
jährlich abgeschrieben; der gesetzlichen Änderung bei der Abschreibung von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern wurde in Form von entsprechender Bildung von Abschreibungspools Rech-
nung getragen.  

Finanzanlagen 
Hierunter sind die Tochterunternehmen „Sülzer Heinzelmännchen GmbH“ und „Lebensfäden gGmbH” 
sowie die 50 %ige Beteiligung der „EGW – Entwicklungsgesellschaft für genossenschaftliches 
Wohnen mbH“ und Geschäftsanteile der Volksbank Köln Bonn eG erfasst. 

Umlaufvermögen

Unfertige Leistungen 
Unter dieser Position werden die mit den Mietern noch nicht abgerechneten umlagefähigen Betriebs-
kosten – ohne Ausfallrisikozuschlag – unter Beachtung des strengen Niederstwertprinzips bewertet.  

Vorräte 
Die Heizölbestände werden unter Beachtung des strengen Niederstwertprinzips zu Anschaf-
fungskosten nach dem Fifo-Verfahren bewertet.  

Wertberichtigungen auf Forderungen 
Forderungen werden zum Nennwert ausgewiesen. Ausfallrisiken wurde durch Einzelwertbe-
richtigungen Rechnung getragen. Die Wertberichtigungen wurden als Abschreibungen aktivisch 
bei den Forderungen abgesetzt. Uneinbringliche Forderungen wurden zu Lasten der Erfolgs-
rechnung voll abgeschrieben.  

Flüssige Mittel
Die flüssigen Mittel sind zum Nennwert umgesetzt.

B. Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und  
    Bewertungsmethoden

    AKTIVA

              ANHANG

Pensionsrückstellungen
Die Pensionsrückstellungen wurden nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren unter Berück-
sichtigung von zukünftigen Entgelt- und Rentenanpassungen ermittelt. Dabei wurden die 
Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck, ein stichtagsbezogener Abzinsungssatz der 
Deutschen Bundesbank von 2,06 % (Vorjahr 1,90%) bei einer angenommenen Restlaufzeit  
von 15 Jahren, sowie ein Gehaltstrend von 2 % (Vorjahr 2 %) und ein Rententrend von 1,5 %  
(Vorjahr 1,5 %) teilweise 2% (Vorjahr 2%) zugrunde gelegt.

Zur Abmilderung der Belastung von Altersversorgungsverpflichtungen durch die aktuelle  
Niedrigzinsphase sieht § 253 Abs. 2 Satz 2 HGB die Verlängerung des Ermittlungszeitraums  
für den durchschnittlichen Marktzinssatz von 7 auf 10 Jahre vor. Der Unterschiedsbetrag  
zu einer Betrachtung über 7 Jahre beträgt -80.973,00 €, gegenüber -33.655,00 € im Vorjahr.

Rückstellungen
Es sind Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet. Sie wurden in Höhe des nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrags angesetzt. Mit ins-
gesamt 923 T € ist eine Rückstellung für die Altlastsanierung Nikolausstrasse gebildet worden. 
Die Minderung von rd. 11 T€ ergibt sich aus der Inanspruchnahme von 47 T€, der Zuführung  
von 47 T€; sowie einer Abzinsung von 11 T€. 
 
Langfristige Rückstellungen werden gemäß §253 II, 1 HGB abgezinst.

Verbindlichkeiten  
Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag passiviert.

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten 
Der ausgewiesene Betrag in Höhe von 1.612.591,08 € betrifft vollumfänglich Tilgungsnachlässe 
der NRW Bank, welche über 20 Jahre ertragswirksam aufgelöst werden.

PASSIVA
















